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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/7137 — 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 15. Dezember 1992 
über Vergleichs- und Schiedsverfahren innerhaib der KSZE 


A. Problem 

Gegenstand des Übereinkommens vom 15. Dezember 1992 ist ein 
auf vertraglicher Grundlage beruhendes Vergleichs- und Schieds- 
verfahren im Rahmen der Konferenz über Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa (KSZE). Gemeinsam mit Frankreich hat die 
Bundesrepublik Deutschland am Zustandekommen des Überein- 
kommens mitgewirkt: mit ihm soll innerhalb der neuen Ordnung in 
Europa ein bindendes Instrument zur friedlichen Beilegung von 
Streitigkeiten zwischen den Teilnehmerstaaten der KSZE geschaf- 
fen werden, um, gerade auch vor dem Hintergrund der gegenwär- 
tigen bewaffneten Konflikte, die Herrschaft des Rechts zu stär- 
ken. 

Um die Mitwirkung zu einem förmlichen Abschluß zu bringen, soll 
die Bundesrepublik Deutschland Vertragspartei werden. 


B. Lösung 

Da das Übereinkommen politische Beziehungen des Bundes regelt, 
bedarf es nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes als 
Voraussetzung für die Hinterlegung der Ratifikationsurkunde der 
Mitwirkung der gesetzgebenden Körperschaften in Form eines 
Bundesgesetzes. 

Einstimmige Zustimmung im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Dem Bund erwachsen durch die Ausführung des Gesetzes und die 
Anwendung des Übereinkommens Kosten in Höhe des auf die 
Bundesrepublik Deutschland entfallenden Kostenanteils am Haus- 
halt des Gerichtshofs, Die Gesamtkosten des Gerichtshofs sind für 
das erste Jahr nach Inkrafttreten des Übereinkommens vorläufig in 
Höhe von 250 000, — sfr festgelegt. 

Ländern und Gemeinden entstehen durch das Gesetz keine 
zusätzlichen Kosten. Auswirkungen auf die Einzelpreise imd das 
Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht 
zu erwarten. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 12/7 137 — 
unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 25. Mai 1994 

Der Auswärtige Ausschuß 

Dr. Hans Stercken Peter Kurt Würzbach Markus Meckel 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Ulrich Irmer 
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Bericht der Abgeordneten Peter Kurt Würzbach, Markus Meckel und Ulrich Irmer 


Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung — Drucksache 12/7137 — zu dem 
Übereinkommen über Vergleichs- imd Schiedsver- 
fahren innerhalb der KSZE in seiner 222, Sitzimg am 
21 . April 1994 beraten und federführend dem Auswär- 
tigen Ausschuß, darüber hinaus zur Mitberatimg dem 
Rechtsausschuß überwiesen. Der Brmdesrat hatte in 
seiner 667. Sitzimg am 18. März 1994 gemäß Arti- 
kel 76 Abs, 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendimgen zu erhe- 
ben. 

Der Auswärtige Ausschuß hat seinen Unterausschuß 
für Abrüstung und Rüstungskontrolle um eine gut- 
achtliche Stellimgnahme gebeten. Mit den Stimmen 
der Fraktion der CDU/CSU, SPD und F.D.P., bei 


Abwesenheit der Vertreter der Gruppen BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN und der PDS/Linke Liste, hat 
der Unterausschuß empfohlen, dem Gesetzentwurf 
der Bundesregierung zuzustimmen. 

Der Rechtsausschuß hat in seiner 132. Sitzung den 
Gesetzentwurf beraten. 

Der federführende Auswärtige Ausschuß hat den 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen über 
Vergleichs- und Schiedsverfahren innerhalb der 
KSZE — Drucksache 12/7137 — , vorgelegt von der 
Bundesregierung, in seiner 96, Sitzung am 25. Mai 
1994 beraten. Er empfiehlt dem Deutschen Bundestag 
einstimmig die Annahme des Gesetzentwurfs. 


Bonn, den 25, Mai 1994 


Peter Kurt Würzbach Markus Meckel Ulrich Irmer 

Berichterstatter 
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